Preußiſche Gejchjammlung 


(Nr. 13853.) Verordnung zur Behebung von Mißſtänden in der gemeindlichen Verwaltung. Vom 
22. März 1933. 
Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern 
und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


81. 

(1) Ein Mitglied einer gemeindlichen Vertretungskörperſchaft darf bei der Beratung und 
Abſtimmung über Angelegenheiten nicht teilnehmen, in denen es oder ſein Ehegatte oder Perſonen, 
mit denen es in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder durch Adoption verbunden oder in 
der Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt, 
mit ihrem perſönlichen oder wirtſchaftlichen Sonderintereſſe beteiligt ſind. Ebenſo darf ein Mit⸗ 
glied einer Vertretungskörperſchaft bei der Beratung und Abſtimmung nicht teilnehmen, wenn die 
Perſon, das Unternehmen, die Wirtſchafts⸗ oder Standesorganiſation, die Intereſſenvertretung, 
bei der es gegen Entgelt beſchäftigt wird, mit ihrem perſönlichen oder wirtſchaftlichen Sonder⸗ 
intereſſe beteiligt iſt. Während der Beratung und Abſtimmung hat es ſich aus dem Sitzungsraume 
zu entfernen. Ein Sonderintereſſe liegt nicht ſchon dann vor, wenn die im Satze 1 genannten 
Perſonen einem Beruf, einem Gewerbe oder einer Volksſchicht angehören, deren gemeinſames 
Sonderintereſſe von dem Beratungsgegenſtande berührt wird. 

(2) Auf Wahlen finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. Das gleiche gilt für Beſchlüſſe 
der Vertretungskörperſchaft, durch die beſtimmt wird, daß ehrenamtlich tätigen Bürgern entweder 
die notwendigen Barauslagen oder nachweislich entgangene Arbeitsverdienſte bis zu einer näher 
zu bezeichnenden Höchstgrenze erſetzt werden, oder daß ihnen neben den Fahr⸗ und Reiſekoſten ein 
gleichmäßiger Pauſchalſatz als Abgeltung gewährt wird. 

(8) Als Mitglied der Vertretungskörperſchaft im Sinne des Abſ. 1 iſt auch der Vorſitzende 
anzuſehen ohne Rückſicht darauf, ob er von der Vertretungskörperſchaft aus ihrer Mitte gewählt 
oder kraft Geſetzes zum Vorſitzenden beſtellt ift. l 

(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auf die Mitglieder der kollegialen Gemeinde⸗ 
vorſtände ſinngemäße Anwendung, es ſei denn, daß dem Gemeindevorſtande die Beſchlußfaſſung 
für beſtimmte Angelegenheiten ausdrücklich übertragen iſt, obgleich die Beteiligung ſeiner Mit⸗ 
glieder in ihrer Geſamtheit im Sinne des Abſ. 1 Satz 1 gegeben iſt. 

(6) Wird ſtreitig, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, ſo entſcheidet die Vertretungs⸗ 
körperſchaft, im Falle des Abſ. 4 der Gemeindevorſtand; der Beſchluß iſt endgültig. Wird die Ver⸗ 
tretungskörperſchaft (der Gemeindevorſtand) infolge der Entſcheidung beſchlußunfähig, ſo beſchließt 
an ihrer Stelle die Beſchlußbehörde. 

(6) Auf die Bezirksverſammlungen und Bezirksämter in den Verwaltungsbezirken der Stadt 
Berlin finden die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5 ſinngemäße Anwendung. 


§ 2. 

(1) Der Vorſitzende einer Vertretungskörperſchaft iſt befugt, zu beſtimmen, daß einem Mit⸗ 
gliede der Vertretungskörperſchaft bei grober Ungebühr oder wiederholten Zuwiderhandlungen 
gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlaſſenen Beſtimmungen die auf den Sitzungstag 
entfallenden Erſatzgelder und ſonſtige Vergünſtigungen entzogen werden und es für eine oder 
mehrere Sitzungen (Sitzungstage), höchſtens für ſieben Sitzungen (Sitzungstage), jedoch nicht über 
ſechs Monate hinaus, unter Entziehung der Erſatzgelder und ſonſtiger Vergünſtigungen aus der 
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Vertretungskörperſchaft ausgeſchloſſen wird. Der Ausſchluß aus der Vertretungskörperſchaft hat 
denjenigen aus allen Ausſchüſſen, Deputationen uſw., denen der Ausgeſchloſſene in feiner Eigenſchaft 
als Mitglied der Vertretungskörperſchaft angehört, auf die gleiche Dauer zur Folge. Eine Ver⸗ 
tretung des Ausgeſchloſſenen findet nicht ſtatt. Die Ausſchüſſe uſw. bleiben beim Ausſchluß eines 
Mitglieds in jedem Falle beſchlußfähig. 

(2) Auf Antrag des Ausgeſchloſſenen entſcheidet die Vertretungskörperſchaft in ihrer nächſten 
Sitzung ohne Ausſprache über die Berechtigung oder Verkürzung des Ausſchluſſes. Bejaht ſie die 
Berechtigung des Ausſchluſſes, fo ſteht dem Ausgeſchloſſenen, verneint ſie die Berechtigung des 
Ausſchluſſes, ſo ſteht dem Vorſitzenden der Vertretungskörperſchaft binnen zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu; die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§ 3. 

() Die Mitglieder der Vertretungskörperſchaften haben über Angelegenheiten, die ihnen 
außerhalb der öffentlichen Sitzung durch ihre Tätigkeit als Mitglied der Vertretungskörperſchaft 
bekanntgeworden ſind und deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich iſt oder von der 
Vertretungskörperſchaft, ihrem Vorſitzenden, dem Gemeindevorſtand oder den zuſtändigen Staats⸗ 
behörden zur Pflicht gemacht worden iſt, Verſchwiegenheit zu beobachten, ſolange ſie nicht von der 
Schweigepflicht entbunden worden ſind. 

(2) Die Pflicht zur Verſchwiegenheit beſteht auch für die Zeit nach dem Ausſcheiden aus der 
Vertretungskörperſchaft. 

6) Verletzt ein Mitglied der Vertretungskörperſchaft, einer Deputation oder eines Aus⸗ 
ſchuſſes die Pflicht zur Verſchwiegenheit, ſo kann die Vertretungskörperſchaft Ordnungsſtrafen bis 
zu 1000 RA, den Ausſchluß des Mitglieds aus der Vertretungskörperſchaft auf die Dauer bis zu 
ſechs Monaten und den Verluſt der Erſatzgelder und ſonſtigen Vergünſtigungen für die Dauer des 
Ausſchluſſes beſchließen. § 2 Abi. 2 Satz 2 bis 4 finden ſinngemäße Anwendung. Macht die Ver⸗ 
tretungskörperſchaft von ihrer Strafbefugnis keinen Gebrauch, ſo tritt an ihre Stelle der Gemeinde⸗ 
vorſtand. Macht auch der Gemeindevorſtand von ſeiner Strafbefugnis keinen Gebrauch, ſo tritt 
an ihre Stelle die Aufſichtsbehörde. Die Ordnungsſtrafe kann auch gegen ein früheres Mitglied 
verhängt werden. Gegen die Beſchlüſſe kann binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren erhoben werden; die Klage hat bezüglich des Ausſchluſſes und des Verluſtes der 
Erſatzgelder und ſonſtigen Vergütungen keine aufſchiebende Wirkung. 


84, 

() Vorſitzender oder Mitglied des Gemeindevorſtandes oder Beigeordneter, Schöffe, Landes⸗ 
hauptmann (Landesdirektor) und Landesrat ſowie Mitglied der Vertretungskörperſchaft der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände dürfen nicht ſein: 

1. diejenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Aufſicht des Staates über die Gemeinden und Gemeindeverbände 
ausgeübt wird; 

2. beſoldete gemeindliche Beamte, Angeſtellte und Arbeiter innerhalb ihrer Anſtellungs⸗ 
körperſchaft; 

3. Beamte, Angeſtellte und Arbeiter ſolcher Körperſchaften, Geſellſchaften und ſonſtiger 
Vereinigungen und Unternehmungen, deren Kapital ſich mit mehr als der Hälfte im 
Eigentum der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) befindet; 

4. die beſoldeten Polizei⸗Exekutivbeamten; S 

5. der Vorſitzende, Mitglieder des Vorſtandes und Geſchäftsführer von Krankenkaſſen, 
die zum Bezirk des bei der Gemeinde Gem Gemeindeverband) errichteten Verſiche⸗ 
rungsamts gehören. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 ſtehen der Wahl der dort genannten Perſonen zu beſoldeten 
gemeindlichen Wahlbeamten nicht entgegen. 

(8) Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter), Mitglieder des Magiſtrats und Beigeordnete dürfen 
nicht gleichzeitig der Vertretungskörperſchaft angehören. Entſprechendes gilt für die Bezirksbürger⸗ 
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meiſter und Mitglieder der Bezirksämter in den Berliner Verwaltungsbezirken ſowie für die Bürger⸗ 
meiſter und Beigeordneten der Amter in den Provinzen Rheinland und Weſtfalen ſowie im Kreiſe 
Wetzlar. Die Vorſchriften der Gemeindeverfaſſungsgeſetze über die Führung des Vorſitzes in den 
Vertretungskörperſchaften bleiben unberührt. 

(4) Unter den Mitgliedern des Gemeindevorſtandes, Beigeordneten, Schöffen, Landesräten 
dürfen ſich nicht gleichzeitig ſolche befinden, die untereinander in dem Verhältniſſe von Ehegatten 
oder Perſonen, die in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder durch Adoption verbunden oder 
in der Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert ſind, 
ſtehen. Der Vorſitzende des Gemeindevorſtandes, Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter), Gemeinde⸗ 
vorſteher, Landeshauptmann ſteht inſoweit einem Mitgliede des Gemeindevorſtandes uſw. gleich. 
Die Anſtellung von Perſonen, die zu einem bereits vorhandenen Mitgliede des Gemeindevor⸗ 
ſtandes uſw. in dem vorbezeichneten Verhältniſſe ſtehen, als Mitglied des Gemeindevorſtandes uſw. 
darf nicht erfolgen. : 

(6) Wird die Ehe im Laufe der Wahlperiode geſchloſſen oder entſteht die Verwandtſchaft oder 
Schwägerſchaft in dieſer Zeit oder werden Perſonen, die zueinander in dem im Abſ. 4 Satz 1 
bezeichneten Verhältniſſe ſtehen, gleichzeitig zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes uſw. (vgl. Abſ. 4 
Satz 1, 2) gewählt, und nehmen ſie beide das Amt an, ſo hat einer der Beteiligten auszuſcheiden. 
Iſt einer der Beteiligten Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter), Landeshauptmann (Landesdirektor) 
oder beſoldeter Gemeindevorſteher, ſo ſcheidet die andere Perſon aus. Iſt einer der Beteiligten 
beſoldet, der andere unbeſoldet, ſo ſcheidet der Unbeſoldete aus. Im übrigen ſcheidet, wenn ſich die 
Beteiligten nicht einigen, der an Lebensalter jüngere aus. Die Vorſchriften der Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetze über Penſionsgewährung bei Eintritt der Dienſtunfähigkeit finden auf hiernach aus⸗ 
ſcheidende beſoldete Beamte ſinngemäße Anwendung. 

(6) Ehegatten oder Perſonen, die in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder durch 
Adoption verbunden oder in der Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten 
Grade verſchwägert ſind, dürfen nicht zugleich Träger von Amtern der im Abſ. 4 bezeichneten Art 
und Mitglied der Vertretungskörperſchaft ſein. In dieſem Falle ſcheidet das Mitglied der Ver⸗ 
tretungskörperſchaft aus. : 

(7) Hinſichtlich der am 12. März 1933 gewählten Mitglieder der Vertretungskörperſchaften 
kann der Miniſter des Innern oder die von ihm beauftragte Behörde auf Antrag Ausnahmen von 
Abſ. 1 Nr. 2 und Abi. 3 zulaſſen. 


Sb 
Liegen die Vorausſetzungen des § 4 Abſ. 4 Satz 1 und 2 bei Inkrafttreten dieſer Verordnung 
bei bereits im Amte befindlichen Perſonen vor, ſo findet 8 4 Abſ. 5 Satz 2 bis 4 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß das Ausſcheiden zum 1. Mai 1933 erfolgt. 


§ 6. 
Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, die zur Durchführung und Ausführung dieſer Ver⸗ 
ordnung erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 


8 7. 
Die Verordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 22. März 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 
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